
 

Entschließungsantrag  

der Abg. Siebel, Decker, Eckert, Franz, Gremmels, 

Hofmeyer, Kahl, Merz, Schmitt, Dr. Spies, Quanz, 

Warnecke, Frankenberger (SPD) und Fraktion 

betreffend Interessen der Benutzer von Wasserstraßen wahren 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Hessische Landtag lehnt die Vorschläge zur Umstrukturierung 

der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung ab. 
 
2. Insbesondere lehnt der Hessische Landtag die damit intendierte Her-

abstufung von Bundeswasserstraßen ab. 
 
3. Der Hessische Landtag lehnt grundsätzlich Bestrebungen, Wasser-

straßen  zu privatisieren oder sie in alternative Betreibermodelle zu 
überführen, ab. 

 
4. Der Hessische Landtag lehnt Schließungen und Herabstufungen der 

für Hessen relevanten Schifffahrtsverwaltungen (in Mannheim, Kob-
lenz und Hann. Münden) ab. 

 
 
Begründung: 
 
Mit der geplanten Novelle der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung will die 
Bundesregierung  eine grundsätzliche Reform der Binnen- und Seeschifffahrt 
bewirken. Damit soll eine Privatisierung von Wasserstraßen eingeleitet und 
die wirtschaftlichen Bereiche privaten Betreibern überlassen werden, wäh-
rend die unwirtschaftlichen Bereiche in öffentlicher Hand verbleiben. Dies 
würde aber bedeuten, dass die wichtige öffentliche Pflege beispielsweise der 
Lahn, der Fulda, der Weser, der Werra oder der Rheinarme vernachlässigt 
würde. Die wirtschaftliche Nutzung zum Beispiel der Weser ab Hann. Mün-
den als Schifffahrtsweg zum Transport von Großgeräten muss gewährleistet 
bleiben. Auch die touristischen Nutzungen dürfen nicht infrage gestellt wer-
den. Bestrebungen des Bundes, sich zulasten der Länder und Anrainerkom-
munen zu entlasten, lehnen wir ab.  
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Zur Behandlung im Plenum 
vorgesehen 
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